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Satzung der Gemeinde Rabenkirchen-Faulück 

über die Beseitigung von Abwasser aus Grundstücksabwasseranlagen 
(Abwasseranlagensatzung 1997) 

i. d. F. der IX. Nachtragssatzung vom 23.12.2022 
 
 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) i. d. F. vom 28.02.2003 (GVOBl. 
Schl.-H. 2003  S. 57), des § 31 des Wassergesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 06. 01. 2004 (GVOBl. Schl.-H. 2004  S. 8), der §§ 1, 2 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10.01.2005  (GVOBl. Schl.-H. S. 27) und der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur 
Ausführung des Abwasserabgabengesetzes i. d. F. der Bekanntmachung vom 13.11.1990 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 545), alle Gesetze und Verordnungen in der jeweils geltenden Fassung, wird nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 09.12.1997 und 04.10.2000 folgende Satzung 
erlassen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt die unschädliche Beseitigung des Abwassers aus Grundstücksabwas-
 seranlagen (Hauskläranlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. 
 
(2) Die Abwasserbeseitigung umfasst das Einsammeln und Abfahren des in Hauskläranlagen an-
 fallenden Schlamms und des in abflusslosen Gruben gesammelten Abwassers und die Einlei-
 tung und Behandlung in Abwasseranlagen. 
 
(3) Die Gemeinde schafft die Einrichtungen für die Abwasserbeseitigung nach Absatz 2. Sie kann
 zur Erfüllung ihrer Aufgaben Anlagen und Einrichtungen Dritter in Anspruch nehmen oder 
            Dritte mit der Durchführung beauftragen. 
 
(4) Zu den Abwasseranlagen gehören auch die von Dritten errichteten und unterhaltenen Anlagen
 wenn sich die Gemeinde ihrer zur Abwasserbeseitigung bedient und zu ihrer Unterhaltung bei-
 trägt. 
 
(5) Abwasser im Sinne dieser Satzung ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirt-
 schaftlichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in seinen Eigenschaften verän-
 dert ist; dazu gehört auch der in Hauskläranlagen anfallende Schlamm. Nicht als Abwasser im
 Sinne dieser Satzung gelten das durch landwirtschaftlichen Gebrauch verunreinigte Wasser,
 das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Bö-
 den aufgebracht zu werden sowie Jauche und Gülle. Nicht als Abwasser im Sinne dieser
 Satzung gelten auch die Stoffe und Abwasser nach § 3 Abs. 2 dieser Satzung. 
 
 

§ 2 
Anschluss- und Benutzungszwang 

und Anschluss- und Benutzungspflichtige 
 

(1) Jeder Eigentümer eines Grundstücks, auf dem sich eine Grundstücksabwasseranlage befin-
 det, ist verpflichtet, sein Grundstück an die Einrichtungen für die Abwasserbeseitigung anzu-
 schließen (Anschlusszwang), das auf dem Grundstück anfallende Abwasser in die Grund-
 stücksabwasseranlagen einzuleiten und der Gemeinde bei Abholung zu überlassen (Benut-
 zungszwang). 
 
(2) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder
 zusammenhängende Grundbesitz , der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. 
 
 
 
 



1 
 

RF72 
 

(3) Die Anschluss- und Benutzungspflichtigen haben der Gemeinde innerhalb eines Monats nach 
 Inkrafttreten dieser Satzung oder vor Inbetriebnahme neuer Grundstücksabwasseranlagen die
 Anzahl, die Art und die Größe dieser Anlagen auf dem Grundstück anzuzeigen. 
 
(4) Die Pflichten des Grundstückseigentümers gelten entsprechend für die zur Nutzung des 
 Grundstücks dinglich Berechtigten und für Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Ge-
 werbebetriebes. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
 
(5) Der Anschlussverpflichtete kann vom Anschluss- und/oder Benutzungszwang widerruflich 
            oder auf eine bestimmte Zeit befreit werden, wenn ein dem öffentlichen Interesse überzuord-
 nendes Interesse an einer privaten Beseitigung oder Verwertung des Abwassers besteht und
 den Anforderungen der öffentlichen Gesundheitspflege genügt wird oder wenn die Voraus-
 setzungen des § 35 Abs. 4 Nr. 2 Buchst. c) Landeswassergesetz vorliegen. 
 
 

§ 3 
Betrieb der Grundstücksabwasseranlagen 

 
(1) Die Grundstücksabwasseranlagen müssen nach den bauaufsichtlichen Bestimmungen und 
 den anerkannten Regeln der Abwassertechnik hergestellt und betrieben werden. Die Kosten
 für die Herstellung und den Betrieb der Anlage trägt der Grundstückseigentümer. Bei der Er-
 neuerung, Veränderung oder Beseitigung von Grundstücksabwasseranlagen hat der Grund-
 stückseigentümer auf seine Kosten binnen zwei Monaten die Teile, die nicht Bestandteil der
 neuen Anlage geworden sind, außer Betrieb zu setzen, von der Gemeinde entleeren zu las-
 sen,  zu reinigen und zu beseitigen bzw. ordnungsgemäß zu verfüllen. 
 
(2) In die Grundstücksabwasseranlagen dürfen nicht eingeleitet werden: 
 

a) Stoffe, die bei späterer Einleitung in eine Abwasseranlage dort Kanäle pp. Verstopfen
  können, z.B. Schutt, Sand, Asche, Kehricht, Lumpen, Dung, Schlacht- und Küchenab-
  fälle, auch wenn diese Stoffe zerkleinert worden sind; 
 
b) feuergefährliche, explosive und radioaktive Stoffe; 

 
c) schädliche oder giftige Abwasser, insbesondere solche, die schädliche Ausdünstun-
  gen verbreiten oder die Reinigung der Abwasser stören oder erschweren können;
  
d) Abwasser aus Ställen und Dunggruben, z. B. Jauche, Gülle, Silage; 
 
e) pflanzen- oder bodenschädliche Abwasser. 

 
(3) Auf Grundstücken, auf denen Benzin, Benzol, Öle oder Fette anfallen, sind Vorrichtungen zur
 Abscheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser einzubauen (Abscheider). Für Art und Einbau
 dieser Abscheider sind die jeweils geltenden DIN-Vorschriften maßgebend. Der Verpflichtete
 hat die Entleerung der Abscheider in regelmäßigen Abständen und bei Bedarf vorzunehmen.
 Das Abscheidegut ist unverzüglich vorschriftsmäßig zu beseitigen und darf insbesondere kei-
 nem Abwassernetz zugeführt werden. Der Verpflichtete haftet für jeden Schaden, der durch 
 eine versäumte Entleerung der Abscheider entsteht. 
 
 

§ 4 
Entleerung der Grundstücksabwasseranlagen 

 
(1) a) Die Hauskläranlagen werden mindestens einmal jährlich entschlammt. 
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b) Ein zweijähriger Entschlammungsintervall kann in Anspruch genommen werden, wenn 

- die anaerobe biologische Behandlung in der Mehrkammer-Ausfaulgrube und die 
  nachfolgende Reinigungsstufe für die biologische Nachreinigung mindestens nach 

                         den jeweils gültigen Regeln der Technik dimensioniert ist und entsprechend betrie- 
    ben wird und 

- die Kleinkläranlage nach ihrer Bemessung durch die Zahl der angeschlossenen Ein- 
  wohner bzw. Einwohnerwerte in dem Entschlammungszeitraum um mindestens 30 
  v.H. unterbelastet ist und/oder 
- die Kleinkläranlage nach der Benutzungsdauer erheblich unterbelastet ist. Eine Un- 
  terbelastung kann durch die nicht dauerhafte Nutzung eines Gebäudes (z.B. in Wo- 
  chenendhausgebieten) aber nicht durch zeitweilige Abwesenheit einer oder mehrerer 
  Personen gegeben sein. 
Die Voraussetzungen für eine zweijährige Entschlammungshäufigkeit ist vom Grund- 
Eigentümer gegenüber der Gemeinde schriftlich nachzuweisen. 
 

 c) Soweit Anzeichen auf eine Beeinträchtigung der biologischen Nachreinigung hinwei-
   sen, ist ein häufigeres Entschlammungsintervall zu wählen. 
 
 d) Abflusslose Gruben werden erstmalig bei der Erfassung durch die Gemeinde geleert.
  Aufgrund des jeweiligen Erfassungsergebnisses wird die jährliche Anzahl der erfor-
  derlichen Reinigungen durch die Gemeinde festgelegt und dem Eigentümer mitgeteilt. 
 

e) Die Termine für die Regelentleerungen werden durch die Gemeinde bekanntgemacht. 
 

f) Auf Antrag kann eine bedarfsgerechte Entleerung der Kleinkläranlage durchgeführt 
werden.  

 
(2) Ist bei Campingplätzen, Wochenendhausgebieten und dergleichen abweichend von der Re-
 gelentleerung nach Absatz 1 die Abfuhr des Schlamms bzw. des Abwassers erforderlich, so
 hat der Grundstückseigentümer mit der Gemeinde einen besonderen Termin zu vereinbaren. 
 
(3) Die Grundstücksabwasseranlagen und der Zugang auf dem Grundstück zum Zweck des Ab-
 fahrens des Abwassers müssen in verkehrssicherem Zustand gehalten werden. Hierzu gehört
 auch eine ausreichende Beleuchtung. Die Gemeinde kann die verkehrssichere Herrichtung  
 der Grundstücksabwasseranlage und des Zugangs entsprechend den Erfordernissen des Ein-
 zelfalles verlangen. 
 
(4) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des
 Schlamms aus den Hauskläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge
 von Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Ge-
 walt besteht kein Anspruch auf Schadenersatz. Ist die Abwasserbeseitigung aus einem  der 
 vorgenannten Gründe unterblieben, so wird sie unverzüglich nachgeholt. 
 
 

§ 5 
Auskunfts- und Meldepflicht sowie Zugangsrecht 

 
(1) Die Benutzungspflichtigen sowie die sonstigen Nutzungsberechtigten des Grundstücks haben
 alle für die Prüfung der Grundstücksabwasseranlagen und der Abscheider und die für die Be-
 rechnung der Abgaben- und Erstattungsansprüche erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
 
(2) Den Beauftragten der Gemeinde ist zum Abfahren des Schlamms und des Abwassers und zur
 Wahrnehmung der Rechte und Pflichten aus dieser Satzung ungehindert Zugang zu allen 
 Grundstücken zu gewähren. Alle Teile der Grundstücksabwasseranlage müssen den Beauf-
 tragten zugänglich sein. 
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§ 6 
Benutzungsgebühren – Abgabentatbestand 

 
Für die Benutzung der Einrichtungen nach § 1 dieser Satzung werden Gebühren nach Maßgabe 
dieser Satzung in Form einer Grundgebühr und einer Reinigungsgebühr erhoben. Die Gebühren sind 
zur Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 
 
 

§ 7 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Für die Grundstücksabwasseranlagen (Hauskläranlagen, Sammelhauskläranlagen und 

abflusslose Gruben) ist derjenige gebührenpflichtig, der zum Zeitpunkt der Entschlammung 
bzw. Entleerung der Anlage Eigentümer oder Eigentümerin des Grundstückes oder 
Wohnungs- und Teileigentümerin oder –eigentümer ist. Ist das Grundstück mit einem 
Erbbaurecht belastet, so ist die oder der Erbbauberechtigte gebührenpflichtig. Wohnungs-, 
Teil- und Miteigentümerinnen und –eigentümer sowie mehrere aus dem gleichen Grund 
dinglich Berechtigte haften gesamtschuldnerisch. 

 
 

§ 8 
Grund- und Reinigungsgebühr für Grundstücksabwasseranlagen 

 
(1) Die Grundgebühr wird für jede Entschlammung bzw. Entleerung der Grundstücksabwasseran-
 lage (Hauskläranlage, Sammelhauskläranlage oder abflusslose Grube) erhoben. Sie beträgt: 
 

a) innerhalb der Regelentsorgung 109,53 € 

b) außerhalb der Regelentsorgung 145,23 € 

c) pro Noteinsatz 163,08 €   

 
(2) Die Reinigungsgebühr beträgt 39,27 € für jeden angefangenen Kubikmeter. Sie wird nach der 

aus der Grundstücksabwasseranlage abgefahrenen Schlamm- bzw. Abwassermenge 
erhoben. Zur Abfuhrmenge gehört auch das für das Absaugen gegebenenfalls erforderliche 
Spülwasser. Als Berechnungseinheit gilt der Kubikmeter abgefahrenen Grubeninhaltes, 
gemessen an der Messeinrichtung des Spezialabfuhrfahrzeuges. Für das ggf. erforderliche 
Aufspülen nicht pumpfähigen Schlamms beträgt die Reinigungsgebühr 8,93 € pro 
angefangenen Kubikmeter zusätzlich.  

 
(3) Ist für die ordnungsgemäße Entsorgung einer Grundstücksabwasseranlage der Einsatz eines 

zusätzlichen Saug-/Spülwagens erforderlich (z. B. bei außergewöhnlicher Verschlammung, 
defekter Klärgrube etc.), beträgt die zusätzliche Gebühr 89,25 € je Stunde des eingesetzten 
Fahrzeuges.  

 

(4) Bei einer Restentleerung der Grundstücksabwasseranlage wegen des Anschlusses an die 
 zentrale Ortsentwässerung oder wegen Erneuerung, Veränderung oder Beseitigung der 
Grundstücksabwasseranlage sind der Gemeinde die entstandenen Kosten in voller Höhe zu 
erstatten.  

 
(5) Kann aus Gründen, die der Grundstückseigentümer oder Grundstückseigentümerin zu 

vertreten hat, eine Grundstücksabwasseranlage oder eine abflusslose Sammelgrube nicht 
entschlammt, gereinigt oder angefahren werden, wird für jeden vergeblichen Abholversuch 
eine Gebühr gemäß Abs. 1 Buchstabe a bis c erhoben.   

 
(6) Die Grund-, Reinigungs- und Zusatzgebühren für gemeinschaftlich genutzte Grundstücksab-
 wasseranlagen werden zu gleichen Anteilen auf die angeschlossenen Grundstücke aufgeteilt. 
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§ 9 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres, frühestens jedoch mit 

 dem 1. Des Monats, der auf die Inbetriebnahme der Grundstücksabwasseranlage folgt. 
 
(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstücksabwasseranlage
 außer Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird. 
 
 

10 
Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren 

 
(1) Die Gebühren werden durch Bescheid erhoben und sind ein Monat nach Bekanntgabe des 

Bescheides fällig.  
 
 

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entge-
 gen § 5 die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder nicht dul-
 det, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundla-
 gen festzustellen oder zu überprüfen. 
 
(2) Ordnungswidrig nach § 103 Abs. 2 LVwG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 

a) nach § 2 Abs. 1 sein Abwasser nicht der Gemeinde überlässt und die Grundstücks-
 abwasseranlagen nicht durch die Gemeinde bzw. ihren Beauftragten entleeren lässt, 
 
b) nach § 3 Abs. 1 die Grundstücksabwasseranlage nicht ordnungsgemäß herstellt oder
 betreibt oder nicht mehr benötigte Anlagen nicht beseitigt, 
 
c) nach § 3 Abs. 2 unzulässige Abwassereinleitungen vornimmt, 

 
d) nach § 4 Abs. 3 nicht für einen verkehrssicheren Zustand der Grundstücksabwasser-
  anlagen und des Zugangs zu ihnen sorgt, 
 
e) den in § 5 geregelten Auskunfts- und Mitteilungspflichten zuwiderhandelt und das Zu-
  gangsrecht verwehrt. 
 

(3) Ordnungswidrig nach § 134 Abs. 5 GO handelt, wer dem Anschluss- und Benutzungszwang 
 nach § 2 zuwider handelt. 

 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt in ihrer jetzigen Form am 01.01.2001 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die 
Beseitigung von Abwasser aus Grundstücksabwasseranlagen der Gemeinde Rabenkirchen-Faulück 
(Abwasseranlagensatzung) vom 13.12.1991 mit den dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer 
Kraft. 
 
 


